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A. Zielsetzung

Die vielgestaltigen Formen von Bürgerbeteiligung, die auf kein den Gemeinderat bindendes Ergebnis
zielen, anzuwenden und fortzuentwickeln ist Aufgabe kommunaler Selbstverwaltung und bedarf
gesetzlicher Regelung nur insoweit, als gewisse kommunale Mindestpflichten und auch entsprechende
Einwohnerrechte festzulegen sind. In diesem Sinne normiert der bisherige § 20 a GemO als „Soll“-Regel
eine jährlich stattfindende Bürgerversammlung, die darüber hinaus auch von 10 % der Bürger verlangt
werden kann. Die Mehrzahl der Gemeinden ignoriert indes diese Jahresregel. Das viel zu hohe
Unterschriftenquorum macht das Antragsrecht praktisch unanwendbar.

Diesen Missstand eines leerlaufenden demokratischen Instruments will der Gesetzentwurf beheben.
Neben Bürgerversammlungen geraten dabei auch andere Formen der Bürgerbeteiligung ins Blickfeld
(z.B. eingegrenzte Informations- und Erörterungsveranstaltungen zu besonderen Vorhaben oder
aktuellen Problemen, Anhörungen, Zukunftswerkstätten, Bürgerhaushalte usw.), für deren Handhabung
es jedoch keiner gesetzlichen Regelung bedarf.

Dringend wünschenswert ist es, dass Einwohner aus aktuellem Anlass und insbesondere in
kommunalpolitischen Konfliktlagen die Durchführung eines Beteiligungsverfahrens verlangen können,
was § 20 a Abs. 2 (in untauglicher Form) bisher nur für die Bürgerversammlung ermöglicht. Mit solchen
Mitsprachewünschen bleiben Einwohner bislang in der unwürdigen Rolle des „Bittstellers“. Vorbildliche
Bestrebungen z. B. der Stadt Heidelberg, ein auf andere Beteiligungsformen erweitertes Antragsrecht
durch Satzung einzuführen, werden durch die Gemeindeordnung bislang behindert.

B. Wesentlicher Inhalt

Damit die Gemeindeordnung Bürgerbeteiligung nicht ausbremst, sondern durch mehr kommunalen
Wettbewerb dazu anregt, unternimmt der nachfolgende Entwurf

- eine auf mehr Bürger- und Anwendungsfreundlichkeit zielende Modifikation der Regelungen über
Bürgerversammlungen (alternativ dazu wäre auch denkbar, solche Regelungen vollständig der
kommunalen Selbstverwaltung zu überlassen),

- senkt er das Unterschriftenquorum auf 2 % (mind. 30, max. 1000 Unterschriften),
- erweitert er das Antragsrecht auf alle Einwohner ab dem 14. Lebensjahr,
- öffnet er die Vorschrift für grundsätzlich alle Formen unverbindlicher Beteiligung
- und überträgt den Gemeinden die Entscheidung, welche (mindestens drei) Formen sie neben

Einwohnerversammlung und Beirat anbieten wollen.

C. Alternativen

Die Beibehaltung der derzeitigen Regelung in § 20 a GemO würde der Zielsetzung „Beteiligungskultur“
nicht gerecht. Kontrovers diskutiert wird, ob die bisherigen Regelungen zur Bürgerversammlung
entbehrlich sind und deshalb gestrichen werden können, oder ob sie – so die mehrheitliche Auffassung
von Mehr Demokratie e.V. – nach bayerischem Vorbild bürgerfreundlicher ausgestaltet werden sollten,
was u.a. die jährliche Durchführung verbindlich vorgeben würde (bisher nur „Soll“-Regelung). Bei der
Ausgestaltung des auf alle unverbindlichen Beteiligungsformen erweiterten Mitspracheantragsrechts sind
Alternativen denkbar, insbesondere bei der Altersgrenze (sowohl nach oben als auch nach unten), bei Art
und Zahl der gesetzlich vorgegebenen wie auch der zusätzlich anzubietenden Formen. Von der immerhin
denkbaren Übertragung des Instruments auf die Landkreis- und Regionalebene wird vorerst abgesehen.

D.Kosten

Vorbereitung und Erlass einer Beteiligungssatzung sowie die Prüfung künftiger Mitspracheanträge und
die Durchführung entsprechender Beteiligungsverfahren verursachen den Gemeinden begrenzte
Mehrkosten, die aber durch verbreitertes Einwohnerengagement und eventuell Einsparungsvorschläge
der Bürgerschaft ausgeglichen werden könnten und zur Stärkung der Mitwirkungsrechte der Einwohner
gerechtfertigt sind.
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E. Gesetzentwurf

1. § 20a der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg i. d. F. v. 24.7.2000, zuletzt geändert durch
Gesetz vom 9.11.2010, erhält folgende Fassung:

§ 20a Mitspracherecht der Einwohner

(1) Bei Bedarf sowie auf Antrag ist den Einwohnern Gelegenheit zur Mitsprache in gemeindlichen
Angelegenheiten zu geben, ausgenommen Einzelfallentscheidungen in Weisungsaufgaben. Die
Gemeinden regeln durch Satzung, welche Beteiligungsverfahren gemäß Absatz 2 beantragt
werden können; neben Einwohnerversammlung und Einrichtung eines Beirats bieten sie dabei
zumindest drei weitere Verfahren an.

(2) Einwohner, die das 14. Lebensjahr vollendet haben, können einen Antrag im Sinne des Absatzes
1 stellen (Mitspracheantrag). Der Antrag muss schriftlich eingereicht werden. Er muss zwei oder
drei Vertrauensleute mit Namen und Anschriften, den Gegenstand der gewünschten Mitsprache
sowie das gewünschte Verfahren benennen. Die Gemeinde hat in den Grenzen ihrer
Verwaltungskraft den Einwohnern bei der Abfassung eines Mitspracheantrags behilflich zu sein.
Der Antrag muss von 2 vom Hundert der Einwohner, die das 14. Lebensjahr vollendet haben,
unterzeichnet werden, mindestens von 30, höchstens von 1000 Einwohnern. § 3a des
Landesverwaltungsverfahrensgesetzes findet keine Anwendung. Betrifft der Mitspracheantrag
die Angelegenheit eines Ortsteils oder eines Wohnbezirks, so ist für die erforderliche Zahl der
Unterschriften die Zahl der im Ortsteil oder im Wohnbezirk wohnenden Einwohner maßgebend,
die das 14. Lebensjahr vollendet haben. Ergibt die Unterschriftenprüfung durch die Gemeinde,
dass die Zahl der gültigen Unterschriften nicht ausreicht, können weitere Unterschriften
nachgereicht werden.

(3) Über die Zulässigkeit eines Mitspracheantrags entscheidet der Gemeinderat (bei Ortsteil- und
Bezirksangelegenheiten ggf. der Ortschafts- bzw. Bezirksbeirat) unverzüglich, spätestens
innerhalb von sechs Wochen nach Einreichung des Antrags. Gegen eine verweigerte Zulassung
eines Mitspracheantrags kann jeder Unterzeichner den Verwaltungsrechtsweg beschreiten. Über
den Widerspruch im Vorverfahren entscheidet die Kommunalaufsichtsbehörde kostenfrei.

(4) Ist ein Mitspracheantrag zulässig, hat die Gemeinde das gewünschte Beteiligungsverfahren
innerhalb von drei Monaten nach Feststellung der Zulässigkeit zu beginnen. Die Vertrauensleute
des Antrags sind an der Vorbereitung und Durchführung des gewünschten Verfahrens
angemessen zu beteiligen. Mit Einverständnis der Vertrauensleute kann statt des beantragten
Verfahrens auch ein anderes Beteiligungsverfahren durchgeführt werden. Die Ergebnisse des
Verfahrens sind dem zuständigen Organ zur Beratung und ggf. Entscheidung zu übermitteln.

(5) In jeder Gemeinde hat der Bürgermeister mindestens einmal jährlich, auf Verlangen des
Gemeinderats auch öfter, eine Einwohnerversammlung einzuberufen. In größeren Gemeinden
sollen Einwohnerversammlungen auf Teile des Gemeindegebiets beschränkt werden.
Die Tagesordnung einer Einwohnerversammlung wird vom Bürgermeister festgesetzt.
Durch einen zulässigen Mitspracheantrag oder durch ein Viertel der Gemeinderäte beantragte
Verhandlungsgegenstände sind auf die Tagesordnung zu setzen. Die Einwohnerversammlung
kann eine Ergänzung der Tagesordnung beschließen, wenn es spätestens eine Woche vor der
Einwohnerversammlung bei der Gemeinde schriftlich beantragt wird. Die Tagesordnung darf nur
gemeindliche Angelegenheiten zum Gegenstand haben. Bei einer Einwohnerversammlung
können grundsätzlich nur Einwohner der Gemeinde das Wort erhalten. Ausnahmen kann die
Einwohnerversammlung beschließen. Der Vorsitzende soll einem Vertreter der Aufsichtsbehörde
auf Verlangen das Wort erteilen. Den Vorsitz in der Versammlung führt der Bürgermeister oder
ein von ihm bestellter Vertreter, falls die Einwohnerversammlung keinen anderen Vorsitzenden
bestimmt. Alle Einwohner der Gemeinde haben bei einer Einwohnerversammlung Antrags- und
Abstimmungsrecht. Entsprechende Empfehlungen der Einwohnerversammlung müssen
innerhalb einer Frist von drei Monaten vom Gemeinderat behandelt werden.

2. Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.
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F. Einzelbegründungen

Zu Absatz 1:

Statt lediglich der Bürgerversammlung wird der ganze Strauß unverbindlicher Mitspracheformen ins
Blickfeld gerückt und gleichzeitig der Anwendungsbereich durch den Zusatz „ausgenommen
Einzelfallentscheidungen in Weisungsaufgaben“ begrenzt. Generelle Regelungen dieses Bereichs wie
Polizeiverordnungen und Straßenverkehrszeichen bleiben dagegen mögliche Themen. Der Entwurf
verpflichtet Gemeinderat und Verwaltung, geeignete Mitspracheformen bei Bedarf oder auf Antrag
einzusetzen. Während die Einschätzung der Bedarfslage wie bei der Unterrichtung gemäß § 20 GemO
Sache der Organe ist, hat ein ordnungsgemäßer Antrag verbindliche Wirkung.

Zwei Formen werden dafür bereits durch Absatz 1 zur Verfügung gestellt, neben der Versammlung, die
jetzt zutreffender „Einwohnerversammlung“ genannt wird, die Einrichtung eines Beirats. Während die
Versammlung als Einzelveranstaltung allen Einwohnern (zumindest eines Stadt- oder Ortsteils) offen
steht, ist der Beirat eine dauerhafte Einrichtung aus dazu gewählten oder bestellten Personen.
Zusammensetzung und Arbeitsweise werden in jedem Einzelfall gesondert festzulegen sein. Bedarf für
diese flexible Form besteht deshalb, weil § 41 GemO über Beratende Ausschüsse voraussetzt, dass
Gemeinderäte hierbei die Mehrheit stellen, was in beratenden Gremien z. B. für Senioren, Migranten,
Behinderte, Alleinerziehende oder Sanierungsgebiete nicht passt.

Die Gemeinden werden verpflichtet, für Mitspracheanträge mindestens drei weitere Beteiligungsverfahren
anzubieten und dies bis zu einem Stichtag durch Satzung zu regeln. Dafür kommen z. B. in Betracht:
Repräsentative Befragung, Internet-Forum, Mediation, Planungszelle, Fakten-Check, Experten-Hearing,
Bürgerhaushalt, Runder Tisch u. a. m. Für die Vorbereitung und den Erlass einer entsprechenden
Satzung sollte den Gemeinden in einer Überleitungsvorschrift angemessene Zeit (1-2 Jahre) eingeräumt
werden. Gemeindetag und Städtetag werden es sich vermutlich zur Aufgabe machen, den Gemeinden
hierzu Empfehlungen zu geben und eine Mustersatzung zu entwerfen. Auch das Innenministerium oder
die Staatsrätin für Bürgerbeteiligung könnte eine Mustersatzung entwickeln.
Als Alternative wäre denkbar, in Absatz 1 z.B. auch Bürgerhaushalte als in jeder Gemeinde durch
Mitspracheantrag beantragbare Beteiligungsform zu verankern. Dazu würde eine einfache Nennung
ausreichen.

Zu Absatz 2:

Im Vergleich zum bisherigen Absatz 2 Sätze 1-3 und 6 über das Antragsrecht enthält der Entwurf
folgende Veränderungen:

- Das Antragsrecht bezieht sich nicht nur auf Bürgerversammlungen, sondern auf alle in Absatz 1
und der örtlichen Satzung erwähnten Beteiligungsformen.

- Antragsberechtigt sollen nicht nur Bürger, sondern alle Einwohner ab dem 14. Lebensjahr sein.
Da keine Sachentscheidung gefällt, sondern nur ein Verfahren angestoßen wird, ist es geboten,
Ausländer, Neuzugezogene und Jugendliche einzubeziehen.

- Auf eine Wiederholungssperrfrist (bisher 1 Jahr) wird verzichtet.
- Wie in den Entwürfen zu § 20 b und § 21 müssen „zwei oder drei Vertrauensleute“ benannt

werden, so dass die bisherige Vermutungsregel des § 53 Kommunalwahlordnung entfällt.
- Die Gemeinden sollen bei der Abfassung des Mitspracheantrags auf Wunsch behilflich sein.
- Das Unterschriftenquorum wird von hier ganz unrealistischen 10 % auf 2 % gesenkt, mindestens

30, höchstens 1000 – entsprechend der begrenzten Wirkung des Instruments, die deutlich
geringer ist als beim Begehren (§ 21 GemO) und doch mehr Aufwand macht als der Antrag
gemäß § 20 b GemO. Die Obergrenze von 1000 Unterschriften entspricht einem aktuellen
Satzungsentwurf der Stadt Heidelberg.

- Die Möglichkeit einzuräumen, Unterschriften nachzureichen, empfiehlt sich deshalb, weil die
genaue Zahl der erforderlichen Unterschriften und insbesondere der Anteil der ungültigen oft
zunächst unklar sind.

Zu Absatz 3:

Im Vergleich zum geltenden § 20 a Abs. 2 Satz 4 GemO verpflichtet der Entwurf zu „unverzüglicher“
Entscheidung über die Zulässigkeit, spätestens innerhalb von sechs Wochen. Die bislang in § 41
Kommunalwahlgesetz enthaltene Bestätigung des Verwaltungsrechtsschutzes wird durch die
Kostenfreiheit des Vorverfahrens ergänzt.
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Zu Absatz 4:

Satz 1 entspricht dem bisherigen § 20a Abs. 2 S. 5. Der Satz 2 verpflichtet die Gemeinde, die
Vertrauensleute bei der Vorbereitung und Durchführung des gewählten Verfahrens angemessen zu
beteiligen. Dabei kann sich ergeben, dass ein anderes als das beantragte Verfahren geeigneter ist und
deswegen einvernehmlich an dessen Stelle treten kann (S. 3). Satz 4 über die Ergebnisauswertung durch
das zuständige Organ entspricht dem bisherigen Absatz 4, wobei von der dortigen Dreimonatsfrist
abgesehen wird.

Zu Absatz 5:

Dieser Absatz ist optional. Er greift die bisher in § 20a enthaltenen Regelungen zur Bürgerversammlung
auf und entwickelt sie nach dem Vorbild der bayerischen Gemeindeordnung weiter.
Eine Alternative wäre es, Absatz 5 – und damit sämtliche Regelungen zur Einwohner/Bürgerver-
sammlung – komplett zu streichen, um es den Gemeinden selbst zu überlassen, ob und in welcher Form
sie solche Versammlungen abhalten wollen. Die derzeitige „Soll“-Regelung, jährlich eine Bürger-
versammlung durchzuführen, wird von den meisten baden-württembergischen Gemeinden nicht
eingehalten. Eine solche Gleichgültigkeit gegenüber demokratischen „Soll“-Regeln untergräbt lokale
Demokratie. Entweder sind die Regelungen deshalb entbehrlich, oder der bisherige Bestand von § 20a
zur Bürgerversammlung sollte in einer Weise weiter entwickelt werden, dass er die gemeindliche Praxis
tatsächlich prägt und den Bürgern Mitgestaltungsmöglichkeiten eröffnet, statt sie als bloße
„Informationsempfänger“ zu behandeln. Bürger- und Einwohnerversammlungen verdienen jedenfalls eine
hohe Wertschätzung, weil sie durch die persönliche Begegnung und den Dialog mit und zwischen
potenziell der gesamten Einwohnerschaft ein enormes Potenzial für demokratische Lern-, Klärungs- und
Integrationsprozesse sowie für die Herausbildung kommunaler Identität besitzen.

Für den Fall, dass sich der Gesetzgeber dafür entscheidet, Einwohnerversammlungen – wie bisher –
in der Gemeindeordnung in den Grundzügen zu regeln, empfehlen sich für Absatz 5 folgende
Veränderungen im Vergleich zum bisherigen § 20a, die sich weitgehend am bayerischen Vorbild
orientieren:

- Die einmal jährliche Durchführung einer Versammlung wird wie in Bayern verpflichtend
(bisher nur „Soll“-Regelung, die kaum beachtet wird), ggf. auch orts- oder stadtteilbezogen.

- Für die Anberaumung und Einberufung mit Tagesordnung ist nicht mehr der Gemeinderat,
sondern – wie in Bayern – der Bürgermeister zuständig. Tagesordnungspunkte, die von den
Einwohnern durch einen Mitspracheantrag oder durch ein Viertel der Gemeinderäte beantragt
wurden, sind mit aufzunehmen. Sollte der Gesetzgeber nach dem Vorbild anderer Bundesländer
(etwa §30a der rheinland-pfälzischen Gemeindeordnung) auch Fraktionen in der
Gemeindeordnung definieren, um deren Rechte besser zu schützen, dann sollte das Recht auf
die verbindliche Beantragung eines Tagesordnungspunktes auch auf Fraktionen ausgedehnt
werden (wie dies z.B. in § 34 Abs. 5 Satz 2 der rheinland-pfälzischen Gemeindeordnung der Fall
ist).

- Die Einwohnerversammlung kann eine Ergänzung der Tagesordnung beschließen, sofern dies
eine Woche vorher schriftlich beantragt wurde (wie in Bayern).

- Alle Einwohner erhalten bei der Versammlung Abstimmungs- und Rederecht. Die Versammlung
kann – wie in Bayern – Ausnahmen zur Gewährung des Rederechts für einen Nicht-Einwohner
beschließen und ggf. einen anderen Vorsitzenden als den Bürgermeister bestimmen.


